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Schürmann-Bau 


Der im Dezember 1993 durch Hochwasser stark beschädigte Schür- 
mann-Bau ruht still vor sich hin. Die Kleine Anfrage soll in vier offenen 
Problembereichen aufzeigen, inwieweit die Schäden hätten vermieden 
werden können, und welche Konsequenzen aus dem Schadensereignis 
gezogen wurden bzw. gezogen werden. 


Der erste Problembereich gilt der Ausführung und Überwachung der 
Baumaßnahmen. Aufgrund der vorliegenden Aussagen der Bundesmi- 
nisterin für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau und Presseberichte 
kommt man zu der Feststellung, daß insbesondere der überaus wichtige 
Hochwasserschutz nur unvollkommen ausgeführt und überwacht 
wurde. Mit dem Hinweis des Bundesministeriums für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau (BMBau) auf das Beweissicherungsverfahren 
bleibt die Schuldfrage jedoch bis zur gerichtlichen Entscheidung unge- 
klärt. 


Der zweite Problembereich beschäftigt sich mit den Konsequenzen des 
Schadensereignisses. Hier geht es vor allem um die Fragen, ob und 
welche Maßnahmen durch die Bundesbaudirektion (BBD) bzw. das 
BMBau zur Schadensfeststellung und -minimierung veranlaßt wurden. 


Den dritten Schwerpunkt bildet die Abwälzung der Verantwortungs- 
ebene durch die Bundesministerin für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau auf die BBD. Durch vorschnelle Schuldzuweisungen an die 
Präsidentin und Mitarbeiter der BBD und entgegen dem Wortlaut der 
Gesetze lehnt die Bundesministerin für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau jede Verantwortung für die Schadensereignisse am Schür- 
mann-Bau ab. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau vom 10. Juni 1994 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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Der letzte Schwerpunkt geht der Frage nach, aufgrund welcher 
Erkenntnisse die ursprünglich vorgesehenen Beauftragungen des 
Rechtsanwaltsbüros Heiermann und Partner, Frankfurt/Main, und der 
Firma Holzmann nicht zustande kamen. Auch sollen die Pläne der 
Bundesregierung über die Zukunft des Schürmann-Baus ermittelt 
werden. 

Das Parlament wurde über viele im Zusammenhang mit dem Schür- 
mann-Bau stehende Maßnahmen von seiten des BMBau überhaupt 
nicht bzw. nur unzureichend informiert. Die Kleine Anfrage soll daher 
zur Aufklärung des Parlaments zu den o. g. offenen Problemschwer- 
punkten beitragen. 


Vorbemerkung 

Das Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau hat nach dem Hochwasserschaden am 22. /23. Dezember 1993 
an den Bauten an det Kurt-Schumacher-Straße in Bonn insbeson- 
dere durch 

— Unterbrechung der Bau- und Planungsleistungen, 

— Einleitung eines Beweisverfahrens, 

— Einschaltung von externem technischen und juristischen Sach- 
verstand, 

— Beauftragung eines Sanierungsmanagers/Projektsteuerers, 

— Entwicklung von Nutzungsaltemativen und 

— Ermittlung des mit einer Schadenssanierung verbundenen 
Zeit- und Kostenbedarfs 

die nach dem jeweiligen Erkenntnisstand möglichen und notwen- 
digen Konsequenzen gezogen. Parlament und Öffentlichkeit wur- 
den u. a. in mehreren Sitzungen des Haushaltsausschusses und 
des Deutschen Bundestages, so auch in den Fragestunden des 
Deutschen Bundestages am 13. Januar 1994 und 3. Februar 1994 
sowie in Presseerklärungen des Ministeriums eingehend infor- 
miert. Zwei Berichte an den Rechnungsprüfungsausschuß und 
den Haushaltsausschuß werden in Kürze vorgelegt. 


/. Ausführung und Überwachung der Baumaßnahmen 

1. Erfolgte vor dem Schadenseintritt am 22J23. Dezember 1993, als 
mit dem starken Hochwasser schon zu rechnen war, eine besondere 
Vor-Ort-Besichtigung und Überprüfung der Hochwasserschutz- 
maßnahmen, und wenn ja, wann genau erfolgte sie, von wem 
wurde sie veranlaßt und durch wen aus geführt? 


Am 21. Dezember 1993 wurde die Bundesbaudirektion von der 
Bauleitung in einer Besprechung über bauzustandsbedingte 
Schwachpunkte im Hochwasserschutz informiert. 

Dies waren im einzelnen die Bereiche: 

1. SO-Bereich Achse 50/L-M, Öffnung in der Spundwand auf- 
grund der notwendigen Baustraße zur Herstellung des SO- 
Gebäudes, 

2. Abluftöffnungen Notstromdiesel, 

3. Baustellenzufahrt Achse 26-27, 

4. Verlängerung Heinrich-Brüning-Str. (Achse OP/20-21). 
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Dabei wurde jedoch nicht auf die fehlende Hochwasserschutz- 
maßnahme in Achse 42 und in Achse R hingewiesen. 

Die von der Bauleitung vorgeschlagenen Sicherungsmaßnahmen 
wurden für den folgenden Tag zur Ausführung freigegeben. Die 
Überwachung dieser Maßnahmen oblag der Bauleitung. Die Bun- 
desbaudirektion hat sich am 22. Dezember 1993 durch mehrfache 
Kontrolle vor Ort davon überzeugt, daß die angeordneten Maß- 
nahmen durchgeführt worden sind. 


2, Ist die nicht ausgeführte Hochwasserschutzmaßnahme auf Achse 42 
identisch mit der It. Herrn Tepper (BBD) „planmäßigen" Lücke, 
welche bis zum Hochwasserereignis noch nicht errichtet wurde, 
weil „mit einem so starken Hochwasser im Dezember nicht gerech- 
net wurde"? 


Die von Herrn Tepper angeführten Bereiche sind keinesfalls iden- 
tisch mit den noch nicht ausgeführten Hochwasserschutzmaßnah- 
men in Achse 42. Die Äußerung von Herrn Tepper bezog sich 
lediglich auf die Baustellenzufahrt und den Durchgang Heinrich- 
Brüning-Straße. 


3. Wann wurde das Bautagebuch dem BMBau bzw. der Bundesbau- 
direktion (BBD) ausgehändigt, und was besagt es über die nicht 
ausgeführten Hochwasserschutzmaßnahmen auf Achse 42? 


Das Bautagebuch wurde der BBD von der Bauleitung monatlich 
vorgelegt und von der BBD stichprobenartig geprüft und gegen- 
gezeichnet. Dem Bundesministerium für Raumordnung, Bauwe- 
sen und Städtebau ist das Bautagebuch am 14. Januar 1994 
ausgehändigt worden. Es enthält keine Hinweise auf außerge- 
wöhnliche Umstände, wie etwa mögliche Mängel im Hochwasser- 
schutz. 


4. Wenn die Nichtfertigstellung der Hochwasserschutzmaßnahmen 
auf Achse 42 It. der Aussage der Bundesministerin für Raumord- 
nung, Bauwesen und Städtebau (Fragestunde vom 13. Januar 1994) 
„mit bloßem Auge" zu erkennen war, wieso wurde dies bei der 
Überwachung der Baumaßnahmen von seiten der BBD bzw. Mitar- 
beiter des BMBau nicht erkannt? 


Die Bundesministerin für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau hat in der Fragestunde des Deutschen Bundestages am 
13. Januar 1994 ausgeführt, daß die BBD im Rahmen der techni- 
schen und geschäftlichen Oberleitung stichprobenartige Kontrol- 
len vorzunehmen hat. Die Art, die Häufigkeit und die Ausgestal- 
tung dieser Kontrollen unterliegen der Entscheidung der BBD. 
Das von der Firma ABE unterschriebene Abnahmeprotokoll gibt 
keinen Hinweis auf ausstehende Hochwasserschutzmaßnahmen. 


5. Ist es üblich, vom Bautagebuch eine laufend aktuelle Ausfertigung 
zu erhalten, und warum erhielt das BMBau bzw. die BBD keine 
solche Ausfertigung des Bautagebuchs von der mit der Bauaufsicht 
beauftragten Firma? 


Es ist nicht üblich, Zweitschriften des Bautagebuchs zu fertigen. 
Im übrigen wird auf die Antwort zur Frage 3 verwiesen. 
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6. Wie steht die Bundesregierung zu der Feststellung, Mitarbeiter des 
BMBau hätten die Baustelle schon vor dem 22. Dezember 1993 
regelmäßig aufgesucht und die Baudurchführung verfolgt und 
überwacht, obwohl das BMBau It. Aussage der Bundesministerin 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau für diese Aufgaben 
nicht zuständig ist? 


Die Bundesministerin für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau hat bereits in den Fragestunden des Deutschen Bundestages 
am 13. Januar und 3. Februar 1994 darauf hingewiesen, daß die 
technische und geschäftliche Oberleitung nach dem Gesetz über 
die Bundesbauverwaltung der Bundesbaudirektion obliegt. Diese 
hatte die Arbeitsgemeinschaft ABE mit der örtlichen Bauleitung 
-Objektüberwachung nach §15 HO AI Leistungsphase 8 - in 
nahezu vollem Umfang beauftragt. Das Bundesministerium für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau führt nach dem Gesetz 
über die Bundesbauverwaltung die Fach- und Dienstaufsicht. 
Dies geschieht u. a. durch Information von Mitarbeitern des Bun- 
desministeriums für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau im 
Planungshaus und an der Baustelle und durch von der BBD 
vorgelegte Sachstandsberichte. 


7. Wie erklärt die Bundesregierung, daß Mitarbeiter des BMBau (stän- 
dig) Änderungen in der Planung und technischen Fragen vorge- 
nommen haben und die Unterlagen sodann genehmigt haben, so 
daß die BBD die ihr obliegende „technische Oberleitung'' gar nicht 
mehr voll verantwortlich ausüben konnte? 


Änderungen in der Planung und in technischen Fragen sind im 
Rahmen der Aufstellung und Genehmigung der Haushaltsunter- 
lage-Bau vorgenommen worden. Daneben erfolgten Änderungen 
nach Genehmigung der HU-Bau einerseits auf Anregungen des 
Bundesrechnungshofes mit Zustimmung des Ältestenrates und 
des Haushaltsausschusses, andererseits waren mehrfach Pla- 
nungsänderungen aufgrund sich verändernder Rahmenbedin- 
gungen im politischen Bereich während der Bauzeit notwendig. 
Von diesen Änderungen bleibt die kraft Gesetzes der BBD oblie- 
gende technische und geschäftliche Oberleitung unberührt. 

I 

//. Konsequenzen des Schadensereignisses 

8. Welche Erkenntnisse liegen dem BMBau bzw. der BBD hinsichthch 
der Beweissicherungsverfahren 

a) gegen die am Bau beteiligten Firmen, 

b) gegen die BBD bzw. das BMBau 

schon vor, und wann ist die endgültige Sicherung der Beweise 
abgeschlossen? 

Das selbständige Beweisverfahren ist von den Rohbau- Argen A, B 
und F am 12. Januar 1994 und vom Bund am 14. Januar 1994 beim 
Landgericht Bonn beantragt worden. Am 25. Januar 1994 erwei- 
terte der Bund das Verfahren auf die Arbeitsgemeinschaft KSB, 
die die Schlitzwand im kritischen Bereich erstellt hat. Das Landge- 
richt Bonn hat die Anträge des Bundes und der Rohbau- Argen A, 
B und F auf Durchführung selbständiger Beweisverfahren am 
31.Janaur 1994 zur gemeinsamen Behandlung verbunden. Die 
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vom Gericht bestellten Sachverständigen sind in die Beweisauf- 
nahme eingetreten. In einer Besprechung am 31. Mai 1994 unter 
Beteiligung der 1. Zivilkammer des Landgerichts Bonn, der 
Gerichtsgutachter und aller Parteien des Beweisverfahrens wurde 
einvernehmlich der Vorschlag der Gerichtsgutachter zum soforti- 
gen Lenzen des Bauwerks ohne Bauwerksstabilisierung akzep- 
tiert. 

Nach Aussagen der Gerichtsgutachter ist mit einer endgültigen 
Schadensaufnahme in ca. zwei bis drei Monaten nach Lenzen der 
noch unter Wasser stehenden Bauteile zu rechnen. 


9. Welche Rolle spielen die BBD und die ARGE/ABE noch im Hinblick 
auf die Bauleitung, bzw. in welchem Verhältnis stehen sie zum 
neuen Projektsteuerungsteam, und wer trägt nunmehr die Verant- 
wortung insbesondere der Bauüberwachung? 


Die technische und geschäftliche Oberleitung lag und liegt nach 
dem Gesetz über die Bundesbauverwaltung bei der Bundesbaudi- 
rektion. Der Arge ABE ist am 4. Mai 1994 gekündigt worden. Die 
BBD hat im Februar 1994 das Büro Obermeyer Planen + Beraten 
mit Leistungen der Objektüberwachung des Sanierungsprojektes 
beauftragt; mit der darüber hinaus gehenden Objektüber- 
wachung ist das Büro IBW beauftragt worden. 


10. Welche Maßnahmen für ein eventuell erneutes Hochwasser wur- 
den bisher auf Veranlassung des BMBau bzw. der BBD ergriffen? 


Für das Frühjahr 1994 wurde auf einen temporären Hochwasser- 
schutz nach eingehender Überprüfung wegen der damit verbun- 
denen Risiken verzichtet. Für die Hochwasserperiode Winter 
1994/Frühjahr 1995 wird der für erforderlich gehaltene Hochwas- 
serschutz vorbereitet. 


11. Warum hat die Bundesregierung die Verträge mit allen Baufirmen 
über das gesamte Bauvorhaben gekündigt, statt die Verträge nur 
für die schadensbetroffenen Bauteile auszusetzen und die Arbeiten 
in den nicht schadensbetroffenen Bauteilen - etwa zwei Drittel bis 
drei Viertel des gesamten Bauvolumens- jedoch weiterzuführen? 


Die BBD hat nicht alle Verträge der an dem Bauvorhaben beschäf- 
tigten Baufirmen gekündigt. Es wurde zunächst den Baufirmen 
gekündigt, die hohe Unterbrechungskosten angemeldet hatten, 
deren Leistungen ggf. von Nachfolgeunternehmen relativ einfach 
vollendet oder erneuert werden können, deren Leistungsstand 
gering ist oder durch das Hochwasser weitestgehend zerstört 
wurde und für die sich das Ausschreibungsverfahren einfach 
gestaltet. Damit ist der Bund seiner Schadensminderungspflicht 
nachgekommen. Dies entspricht auch der Aufforderung des 
Haushaltsausschusses vom 12. Januar 1994, alle notwendigen 
Maßnahmen zu treffen, um weitere finanzielle Belastungen des 
Bundes zu vermeiden. 
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Ein Weiterbauen ist dem Bund bisher nicht möglich, da nicht 
abgesehen werden kann, ob, in welcher Weise, mit welchem 
Aufwand und in welchem Zeitraum eine Instandsetzung der 
beschädigten Bauteile wirtschaftlich vertretbar ist und nicht aus- 
geschlossen werden kann, daß sich der Bund durch den Weiter- 
bau dem Vorwurf der Be weis Vereitelung aussetzt. 

Auch ist ein Weiterbau an den Obergeschossen nicht möglich, da 
der gesamte Baukörper der Hauptbaugrube im Wasser schwimmt 
und keine sichere Gründung hat. Ein Weiterbau setzt eine Funda- 
mentierung voraus. 

Da^ gleiche gilt für den SO-Bereich, da dieser mit seinem System 
der Wasserhaltung mit der Hauptbaugrube unmittelbar verbun- 
den ist. 

Es ist daher nicht zutreffend, daß etwa zwei Drittel bis drei Viertel 
des gesamten Bauvolumens nicht schadensbetroffen sind. 

12. Warum hat die Bundesregierung den Baufirmen bisher nicht gestat- 
tet, durch Abtransport der Kräne, der Container und Bauhütten 
sowie des auf der Baustelle gelagerten Baumaterials den entstande- 
nen Schaden zu mindern? 

Auf wiederholtes Drängen des Bundes erteilten die Gerichtsgut- 
achter ihre Zustimmung zur Räumung der Baustelle erst mit 
Schreiben vom 25. April 1994, wobei die Kräne nur in Anwesen- 
heit der Gerichtsgutachter abtransportiert werden dürfen und ein 
Befahren der Tiefgarage mit schwerem Gerät nicht erfolgen darf. 
Die BBD hat die Baufirmen unverzüglich aufgefordert, Kräne, 
Container und Bauhütten sowie das auf der Baustelle gelagerte 
Baumaterial zu entfernen. 

13. Hat die Bundesregierung dem für das Beweissicherungsverfahren 
zuständigen Gericht und den beauftragten Gutachtern deutlich 
gemacht, daß sie an einer raschen Fortführung der Bauarbeiten an 
den nicht schadensbetroffenen Bauteilen interessiert ist, und hat sie 
Gericht und Gutachter gebeten, die nicht schadensbetroffenen 
Bauteile vom Beweissicherungsverfahren auszunehmen, damit dort 
weitergebaut werden kann? 

Die Bundesministerin für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau hat in der Fragestunde des Deutschen Bundestages am 
3. Februar 1994 darauf hingewiesen, daß sie sich mit Nachdruck 
für eine zügige Einleitung des Beweisverfahrens und für die 
rasche Einsetzung der Sachverständigen durch das Gericht einge- 
setzt hat. Der vom Bund beauftragte Rechtsanwalt hat wiederholt 
und nachdrücklich gegenüber dem Gericht und den von diesem 
beauftragten Gutachtern auf die hohe Eilbedürftigkeit und die 
wirtschaftlichen Auswirkungen der Unterbrechung der Bau- und 
Planungsleistungen hingewiesen sowie konkrete Vorschläge zur 
Beschleunigung vorgelegt. Allerdings ist der Bund nicht alleiniger 
Antragsteller des Beweisverfahrens. 

In seiner Verfügung vom 31. Januar 1994 hat das Gericht aus- 
drücklich darauf hingewiesen, daß die Zeit zur Aufnahme der 
Schäden an der Baustelle zur Beweissicherung drängt. 

Zur Frage eines Weiterbaus wird auf die Antwort zur Frage 11 
verwiesen. 
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14. Hat die Bundesregierung dafür gesorgt, daß notwendige Arbeiten 
während der Unterbrechung der Bauarbeiten fortgesetzt werden 
können, beispielsweise Reinigung der Untergeschosse, in denen 
das Grundwasser gesunken ist, Reparatur und Sicherung des Bau- 
zauns, Aufräumung und Reinigung der Baustelle usw.? 


Ja. 


15, Welcher Zeitaufwand und welche Kosten entstehen durch die 
erneute Ausschreibung der restlichen Bauarbeiten, die durch die 
Kündigung der Verträge seitens der Bundesregierung erforderlich 
gewesen ist, oder erwartet die Bundesregierung, daß die Baufirmen 
wieder in die gekündigten Verträge eintreten und ihre Arbeiten zu 
Ende führen? 


Aussagen zu dem durch eine erneute Ausschreibung bedingten 
Zeit- und Kostenaufwand sind gegenwärtig nicht möglich. 

Ob, wann und mit welchen Vertragspartnern ggf. eine Wiederauf- 
nahme der Bauarbeiten in Betracht kommt, läßt sich zur Zeit nicht 
entscheiden. 


lU. Abwälzung der Verantwortungsebene auf die BBD 

16. Wer ist im BMBau, wer ist in der BBD derzeit für das Projekt 
verantwortlich? 


Die technische und geschäftliche Oberleitung obliegt dem Vertre- 
ter der Präsidentin der Bundesbaudirektion. Das Bundesministe- 
rium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau übt die Dienst- 
aufsicht und die Fachaufsicht aus. 


17, Wie steht die Bundesministerin zu der eigenen Aussage im Haus- 
haltsausschuß vom 12. Januar 1994, „nach ihrer persönlichen Ein- 
schätzung habe sich die gesamte Vertragsgestaltung nicht 
bewährt", in Verbindung mit der Tatsache, daß die Verträge als 
Musterentwürfe aus dem Hause des BMBau stammten? 


Die Bundesministerin für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau hat in der Fragestunde des Deutschen Bundestages am 
13. Januar 1994 ebenso wie am 3. Februar 1994 darauf hingewie- 
sen, daß die Bundesbaudirektion Verträge mit freiberuflich Täti- 
gen in eigener Verantwortung abschließt. Dabei orientiert sich die 
BBD an den vom Bundesministerium für Raumordnung, Bauwe- 
sen und Städtebau erarbeiteten Musterverträgen. 

Die Vergabe von Bauherrenleistungen an freischaffende Büros 
war ein erster Schritt zur Privatisierung von Planungs- und Baulei- 
tungsfunktionen, wie dies auch der Deutsche Bundestag wieder- 
holt gefordert hat. Die von der Bundesministerin für Raumord- 
nung, Bauwesen und Städtebau mehrfach geäußerte Vorstellung, 
größere Bauleistungen des Bundes auch direkt - ohne den Weg 
über die Bundesbaudirektion - vergeben zu können, läßt das 
Gesetz über die Bunde sbauverwaltung derzeit nur für Berlin zu. 
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18. Wie ist die Aussage der Bundesministerin (u. a. Welt am Sonntag 
vom 16. Januar 1994), „für Fehler der Vertragsparteien ist die 
Bundesministerin nicht verantwortlich", in bezug auf die von der 
Bundesministerin stark gescholtene und vorverurteilte BBD zu ver- 
stehen, welche zum einen (im Außenverhältnis) Vertragspartei mit 
der ARGE/ABE war/ist, zum anderen (im Innenverhältnis) als Ver- 
waltungsoberbehörde eine dem BMBau nachgeordnete Behörde 
ist, für die die Bundesministerin gemäß Artikel 87 Abs. 3 Satz 1 GG 
i. V. m. § 2 BBauVG („Die Bundesministerin leitet die Bundesbau- 
verwaltung") die volle rechtliche und politische Verantwortung zu 
tragen hat? 


Für den Abschluß von Verträgen mit freischaffenden Büros ist 
nach dem Gesetz über die Bundesbauverwaltung die Bundesbau- 
direktion verantwortlich. Das Bundesministerium für Raumord- 
nung, Bauwesen und Städtebau führt nach diesem Gesetz die 
Fach- und Dienstaufsicht. 


19. Hat die Bundesministerin Frau Jakubeit vor der Presseerklärung 
ausdrücklich darauf hingewiesen, welche Schlußfolgerungen zu 
diesem Zeitpunkt aus ihrem „Weggang" hinsichtlich einer Schuld- 
beimessung zu den Vorfällen am Schürmann-Bau in der Öffentlich- 
keit entstehen könnten? 


Die Bundesministerin für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau hat in der Fragestunde des Deutschen Bundestages am 
13. Januar 1994 klargestellt, daß die Mitteilung, die Präsidentin 
der Bundesbaudirektion werde die Bauverwaltung auf eigenen 
Wunsch verlassen, mit dieser abgesprochen war. Die Präsidentin 
der Bundesbaudirektion hat ausdrücklich darum gebeten, nicht 
mitzuteilen, daß sie einen Ruf an die Technische Universität 
Darmstadt anzunehmen gedenke. 


20. Was hätte die Bundesministerin hinsichtlich ihrer Dienstherrn-Für- 
sorgepflicht Frau Jakubeit gegenüber tun müssen, damit falsche 
Schlußfolgerungen aus dem „Weggang" der Präsidentin der BBD 
hätten vermieden werden können? 


Auf die Antwort zur Frage 19 wird verwiesen. 


/V. Zusammenhänge mit der Beauftragung der neuen Projektsteuerung 
und des mit der rechtlichen Interessenwahrnehmung des Bundes 
beauftragten Rechtsanwaltsbüros 

21. Aufgrund welcher Erkenntnisse wurde entgegen des Vorschlags 
des AL B (H. Schäffel) vom 17. Januar 1994 - sein direkter Vorge- 
setzter war zu diesem Zeitpunkt noch Staatssekretär Gerhard von 
Loewenich - zur Beauftragung der Fachanwälte Heiermann und 
Partner (Frankfurt/Main) mit der rechtlichen Interessenwahrneh- 
mung des BMBau nunmehr eine Münchner Anwaltskanzlei mit der 
rechüichen Interessenwahrnehmung beauftragt, und worin liegt 
die Notwendigkeit, neben dem schon beauftragten Bonner Rechts- 
anwaltsbüro einen zweiten Rechtsanwalt hinzuzuziehen? 


Das Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau hat vor Beauftragung eines Münchener Rechtsanwaltsbüros 
mit der juristischen Beratung des Bundes Gespräche mit mehre- 
ren Kanzleien geführt. 
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Ein Siegburger (nicht Bonner) Rechtsanwalt nimmt die Interessen 
des Bundes im selbständigen Beweisverfahren vor dem Landge- 
richt Bonn wahr. Die Notwendigkeit der Beauftragung des Sieg- 
burger Rechtsanwalts besteht darin, daß in dem selbständigen 
Beweisverfahren vor dem Landgericht Bonn Anwaltszwang be- 
steht. 


22. Aufgrund welcher Erkenntnisse wurde entgegen dem Vorschlag 
des AL B vom 17. Januar 1994 anstelle der Firma Holzmann nun- 
mehr die Münchner Firma Obermeyer mit der neuen Projektsteue- 
rung beauftragt? 


Die Bundesministerin für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau hat schon in der Fragestunde des Deutschen Bundestages am 
3. Februar 1994 mitgeteiit, daß vor der Beauftragung einer Firma 
mit der Projektsteuerung eine Reihe von Gesprächen mit Firmen, 
Firmengruppen und Ingenieurbüros geführt worden ist. Darunter 
befand sich auch die Firma Philipp Holzmann AG. Beauftragt 
wurde letztlich die Firma Obermeyer, Planen + Beraten GmbH, 
München. 


23. Wann schließt die neue Projektsteuerung ihre Planung und 
Schadenssanierung ab? 


Das mit der Projektsteuerung beauftragte Büro erarbeitet zur Zeit 
ein Sanierungskonzept, dessen Durchführung von weiteren Über- 
legungen hinsichtlich des Zeitrahmens und der Wirtschaftlichkeit 
abhängt. 


24. Liegen Kostenschätzungen von seiten der neuen Projektsteuerung 
über die Schadenshöhe vor? 


Verläßliche Aussagen über die Schadenshöhe setzen den erst 
nach dem Lenzen möglichen Abschluß der Schadensfeststellung 
voraus. 


25. Welche Vorstellung hat die Bundesregierung bisher zur künftigen 
Verwendung des Schürmann-Baus entwickelt, und gibt es aktuelle 
Umplanungsaufträge an das Architektenbüro Schürmann? 


Die Bundesregierung prüft verschiedene Nutzungsmöglichkeiten 
und hatte dazu das Büro Prof. Schürmann & Partner mit einer 
Umnutzungsstudie beauftragt. 

Die Ergebnisse ihrer Untersuchungen hat die Bundesregierung in 
einem Nutzerbericht dargestellt. 
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